
Rheinisches Ärzteblatt 2/2007 3

M E I N U N G

Mit der geplanten Gesundheits-
reform werden bewährte Struktu-
ren des Gesundheitswesens unwie-
derbringlich zerstört werden.Wenn
die Grundstrukturen der Reform zu
wirken beginnen, wird unser Ge-
sundheitswesen sukzessive in ein
staatlich gelenktes System nach
dem Vorbild nationaler Gesund-
heitsdienste umgewandelt werden.
Kennzeichnend für solche Syste-
me ist eine Zuteilungsmedizin mit
Rationierung und Wartelisten.

Das Hauptziel der Bundesregie-
rung, dauerhaft sichere Finanz-
grundlagen zu schaffen, wird mit
dem so genannten GKV-Wettbe-
werbsstärkungsgesetz verfehlt.
Durch den Zugriff des Staates auf
die Festsetzung der Beiträge und
die Verteilung der Beitragsmittel
über einen Gesundheitsfonds wird
die Finanzausstattung der gesetzli-
chen Krankenversicherung nicht
besser.

Es bleibt auch zu befürchten,dass
die staatliche Beitragsfestsetzung
von politischen Erwägungen be-
gleitet wird und nicht von der Not-
wendigkeit ausreichender Mittel
zur Finanzierung des medizinischen
Fortschritts.

Dabei bieten gerade die gegen-
wärtigen politischen Rahmenbe-
dingungen die Chance, generatio-
nengerechte und demografiefeste
Finanzierungsstrukturen in der ge-
setzlichen Krankenversicherung zu
schaffen. Ziel einer solchen Unter-
nehmung müsste es sein,einen Wett-
bewerb der Systeme durch Moder-
nisierung der GKV und Stärkung
der privaten Krankenversicherung
(PKV) zu eröffnen.

Statt dessen aber soll nun die
PKV, die auf den Prinzipien risi-
koäquivalente Beiträge,Kostener-
stattung und Kapitaldeckung für
den notwendigen demografischen
Faktor basiert, den Finanzierungs-

nöten der gesetzlichen Kranken-
versicherung geopfert werden, um
den Weg für eine staatliche Ein-
heitskasse frei zu machen.

Auch das Wettbewerbsbild des
Gesetzentwurfs ist trügerisch.Über
Wahltarife und selektive Verträge
entstehen unterschiedliche Sekto-
ren der Patientenversorgung. Für
den Patienten ergeben sich dadurch
keine Vorteile.

Im Gegenteil: Die im Patienten-
interesse gebotene Gleichmäßig-
keit der Versorgung in räumlicher
Nähe und entsprechender Quali-
tät wird unter den neuen Bedin-
gungen kaum aufrechterhalten wer-
den können.

Die Ärzteschaft hat auf dem au-
ßerordentlichen Deutschen Ärzte-
tag am 24.Oktober 2006 Wege auf-
gezeigt, wie das Gesundheitssys-
tem unter Bewahrung freiheitlicher
Grundstrukturen und Selbstver-
waltungsinstitutionen weiterentwi-
ckelt werden kann.

Die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages sollten diese
Vorschläge mit dem Konzept des
Gesetzentwurfs vergleichen. Sie
müssen sich der Frage stellen, wa-
rum es nicht möglich sein soll, die-
se Reform jetzt abzulehnen, um
Zeit für ein besseres Konzept zu
gewinnen.
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Diese Reform
jetzt ablehnen!

Die Abgeordneten des Deutschen
Bundestages sollten den Mut 

haben, das unannehmbare 
„GKV-Wettbewerbsstärkungs-
gesetz“ durchfallen zu lassen.


